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„Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, sehr geehrte Damen und Herren! 
Heute habe ich den Haushalt 2010 einzubringen und ich könnte es sehr kurz machen: VOR UNS 
LIEGT EIN DESASTER!!! Bei dieser Kürze werde ich es nicht belassen, sondern werde Ihnen ca. 
eineinhalb Stunden Aufmerksamkeit abverlangen. Das ist eine Zumutung, ich weiß, aber die hiesige 
Situation erfordert es. Versprochen, in den nächsten Jahren fasse ich mich kürzer! Wir werden einen 
in dieser Höhe bislang nicht gekannten Rekordfehlbetrag erreichen. 
Nr.  Bezeichnung Erg. 

2008 
Ansatz 2009 Ansatz 2010 Ansatz 2011 Ansatz 2012 Ansatz 2013 

97 Gesamtsumme 
der Erträge 

0 -268.000.550 -234.861.600 -242.268.150 -245.905.500 -253.627.600 

98 Gesamtsumme 
der 
Aufwendungen 

0 334.829.790 338.506.100 343.239.250 344.426.750 349.726.650 

99 Ergebnis                         
(wie Zeile 43) 

0 66.829.240 103.644.500 100.971.100 98.521.250 96.099.050 

Diese gigantische Lücke zwischen Einnahmen und Ausgaben ist für uns alle unvorstellbar. Wenn ich 
sie durch 365 Tage dividiere, komme ich auf fast 284.000 Euro, die jeden Tag zu wenig eingekommen 
bzw. zu viel ausgegeben werden. Jeden Tag! Das ist zum Verzweifeln!!!  Aber genau das wollen und 
dürfen wir aus Verantwortung gegenüber den nachfolgenden Generationen gerade nicht. 
Fehlbeträge sind in dieser Stadt nun wirklich nicht neu. Seit bereits 17 Jahren gelingt es der Stadt 
Remscheid nicht mehr, ihre Ausgaben durch entsprechende Einnahmen zu decken. 
Die Eröffnungsbilanz weist bis zum 31.12.2007 einen Gesamtfehlbetrag von 365 Mio. aus. Hinzu 
kommen die prognostizierten Beträge aus 2008 bis 2010, so dass die Summe heute prognostiziert 
603,9 Mio. beträgt.  
Die Prognose für 2008 wird sich im Rechnungsergebnis durch die Gewerbesteuermehreinnahmen 
verbessern, dafür verschlechtert sich das Ergebnis 2009 durch die bekannten Mindereinnahmen 
rapide. Im Schnitt dürften die summierten Fehlbeträge daher in etwa der Prognose entsprechen, also 
ca. 600 Mio. Euro! 
Ich habe Ihnen in der folgenden Folie eine Aufteilung der Fehlbeträge in Abschreibungen, Zinslast und 
struktureller Lücke zwischen Einnahmen und übrigen Ausgaben vorbereitet. Das dient nicht dazu, 
Ihnen und mir etwas in die Tasche zu lügen, sondern dazu, unser Handlungsfeld näher zu definieren. 
Dazu später. 

Originäre Fehlbeträge seit 1993
mit Anteilen Kassenkreditzinsen und bilanzieller Ab schreibung
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Diese Folie zeigt den Preis der Doppik, oder korrekt gesagt die Wahrheit. Seit 2008 haben wir mit der 
Umstellung des Rechnungswesens eine realistische Darstellung des Werteverzehrs. Manch einer 
verflucht deswegen auch dieses System, da es die Wahrheit so brutal deutlich aufzeigt, die man 
kameral noch ganz gut verschleiern konnte. Heute werden also Abschreibungssummen deutlich, die 
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man sich bis vor kurzem noch gar nicht hat träumen lassen. Diese Abschreibungen sind  - wie bei 
Kaufleuten auch – zu erwirtschaften. Davon können wir allerdings in Remscheid wirklich nur träumen.  
Als weiteres sich in Zukunft noch viel massiver aufbauendes Problem erweisen sich die 
Kassenkreditzinsen. Unser Kreditbedarf beläuft sich mittlerweile auf über eine halbe Milliarde Euro, 
dessen Zinsen wiederum kreditfinanziert werden. Eine Schraube, die sich in schwindelerregendem 
Tempo nach oben entwickelt. 
Zunächst noch einige Zahlen zu unserer Haupteinnahmequelle, den Steuern: 

Bezeichnung 2009 
Mio. €  

2010 
Mio. €  

2011 
Mio. €  

2012 
Mio. €  

2013 
Mio. €  

Grundsteuer B 19,0 19,2 19,4 19,6 19,8 

Gewerbesteuer 62,5 40,0 43,0 45,5 48,5 

Ant. a. d. Einkommenssteuer 38,4 34,1 36,3 38,8 41,0 

Ant. a. der Umsatzsteuer 7,5 7,8 8,0 8,2 8,4 

Vergnügungssteuer 0,7 0,7 0,7 0,8 0,8 

Hundesteuer 0,7 0,7 0,7 0,7 0,7 

Kompensationszahlung  3,8 4,2 4,2 4,2 4,2 

Ausgleichsleistungen Wohngeld 0,9 0,6 0,6 0,6 0,6 

Endergebnis Zeile 01 = 133,8  107,4 113,0 118,5 124,1 

Da fehlen von 
einem Jahr auf das andere mal eben 26,8 Mio Euro in der Einnahme und zwar bei der Gewerbesteuer 

und bei unserem Anteil an der Einkommenssteuer. Die Ursache dafür liegt auf der Hand, die 
Weltwirtschaftskrise. 

Die Einnahmen aus der Gewerbesteuer sind für 2010 vorsichtig auf 40 Mio. geschätzt worden. Wir 
liegen damit in etwa bei der voraussichtlichen Einnahme in diesem Jahr (Stand 24.11.: 40.850.419,46 
Euro).  
Über die Höhe dieses Ansatzes kann man natürlich trefflich streiten. Die Erfahrung dieses Jahres hat 
gezeigt, dass die Realität allen Schätzungen zum Trotz ganz anders aussehen kann. 
Nachdem bundesweit das Ende der Wirtschaftskrise verkündet wird und auch der IHK-Präsident 
Sträter im Oktober für die hiesige Region das Ende der Talfahrt bekannt gegeben hat, gehe ich 
hoffnungsvoll von einem realistischen Ansatz aus. Gerne korrigiere ich ihn im Laufe des Jahres, und 
bitte diesmal nach oben. Wie komme ich zu dieser Annahme?  



 3 

Entwicklung der Gewerbesteuer seit 1995
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In Anbetracht des gezeigten Vergleichs der Jahre 1995 bis 2009 müssen wir davon ausgehen, dass 
die Jahre 2006 bis 2008 echte Ausnahmejahre waren und uns die Remscheider Realitäten nun wieder 
voll erwischen. Alle, die an einen dauerhaften Anstieg der Gewerbesteuer auf dem hohen Niveau der 
letzten drei Jahre geglaubt haben, werden den Realitäten nicht ausweichen können.  
Zur Wiederholung: Ich bin gerne bereit, mich nach oben zu korrigieren, wenn plötzlich der „run“ auf 
Remscheid Gewerbegebiete ausbricht und uns die externen Interessenten die Türen einrennen. 
Zurzeit sehe ich diesen Lauf aber noch nicht. 
Noch nicht genau zu beziffern sind die Auswirkungen des Steuerpaketes der neuen Bundesregierung. 
So schön für jeden einzelnen eine Steuerentlastung ist, so sehr fehlt uns der Anteil aus diesen 
Einnahmen im städtischen Haushalt.  
Am Montag (09.11.) war in der Zeitung zu lesen, dass die Bundeskanzlerin das Thema 
Steuerstrukturreform auf die Zeit nach der Landtagswahl in NRW verschoben hat.  
Dienstag (10.11.) war zu lesen, dass aufgrund des Wachstumsbeschleunigungsgesetzes, dessen 
Entwurf das Kabinett am Montag (09.11.) beschlossen hat, steuerliche Entlastungen für Familien, 
Erben und Unternehmen in Höhe von 8,4 Mrd. Euro anstehen. Wie gesagt, die genaue Auswirkung 
auf den Remscheider Haushalt können wir heute noch nicht beziffern. Sie werden sicherlich in die jetzt 
beginnenden Haushaltsberatungen einfließen. 
Die ständig aufwachsenden Zinslasten, die nur durch neue Kreditaufnahmen zu finanzieren sind, 
zeigen die sogenannte Vergeblichkeitsfalle auf. Selbst wenn wir alle freiwilligen Leistungen streichen 
und einen großen Teil unseres Personals entlassen würden, kämen wir nicht aus der Schuldenfalle 
heraus. 
Zinslast ab 2001  
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Zinsentwicklung 
Kassenkredite und langfristige Kredite (ohne Zinsabgren zung)
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Langfristige Kredite Kassenkredite Swap-Verluste  
Sie erkennen deutlich die stetig aufsteigende Linie, wobei die Spitzen in 2007 und 2008 aus der 
Abwicklung der Derivatgeschäfte resultieren. Obschon wir momentan extrem niedrige Zinssätze 
haben, die wir auch im zulässigen Rahmen für längerfristige Bindungen dieser Kredite nutzen, steigt 
die Gesamtlast unaufhaltsam. Ich möchte Ihnen im Folgenden die meiner Ansicht nach 
entscheidenden und sich summierenden Ursachen dieses Desasters darstellen.  
Dieses sind: 

·  externe Faktoren und 
·  hausgemachte Probleme wie: 
·  interne strukturelle Probleme und 
·  Entscheidungen der Vergangenheit mit dauerhaften Belastungen 

Manches davon ist vielleicht unangenehm, aber kritisches Aufzeigen und Hinterfragen gehört nach 
meinem Verständnis zu meinen Aufgaben. Nur wer alle Ursachen wahrnimmt, kann daraus eine 
Konsequenz für die Zukunft ziehen, die wir gemeinsam meistern müssen. 
Zu den externen Faktoren: 
Gemeindefinanzausgleich: 
Da ist zum einen der Gemeindefinanzausgleich, der grundsätzlich dazu dienen soll, die 
unterschiedliche Finanzkraft der Gemeinden auszugleichen. Grundsätzlich! 
Als kleinste industriell geprägte Großstadt in NRW hat Remscheid nach dem Strukturwandel die in 
Relation höchsten Einwohnerverluste und Arbeitsplatzverluste aller kreisfreien Städte in NRW zu 
verzeichnen. Als Folge daraus explodierte der Sozialhaushalt.  
Nach den Prognosen werden wir im Jahre 2020 nur noch knapp über 100.000 Einwohner haben, 
wobei der Anteil der über 65jährigen steigen und der Anteil der unter 18jährigen sinken wird. Das wirkt 
sich nachhaltig auf die Steuerkraft aus. 
Nun berechnen sich aber die Zuweisungen des Landes neben der örtlichen Steuerkraft insbesondere 
auch aus der Einwohnerstruktur und aus der Einwohnerzahl. 
Als kleinste kreisfreie Stadt in NRW ist Remscheid wiederum extrem benachteiligt. Zwar müssen wir 
genauso wie die großen Städte das volle Programm der Pflichtaufgaben und der Daseinsvorsorge 
leisten, erhalten aber einen viel geringeren Prozentsatz pro Einwohner an Zuweisungen als andere 
dafür (sog. Einwohnerveredelung).  
Remscheid belegt zur Zeit den allerletzten Platz im ranking der kreisfreien Städte.  
Diese Unterscheidung ist nicht nachvollziehbar.  
Sind unsere Einwohner etwa weniger wert als in anderen Städten? Die Erfahrungen der vergangenen 
Jahre haben gezeigt, dass Remscheid eine jährliche Verschlechterung der Zuweisungen in Höhe von 
1,5 bis 2 Mio Euro hinnehmen musste. Die fehlen natürlich bei den Einnahmen. 
Auch die Schul- und Bildungs- sowie Sportpauschalen und die Investitionspauschalen orientieren sich 
im Wesentlichen an der Einwohnerzahl. Alle diese Zuweisungen werden daher in den nächsten 
Jahren – sofern wir es nicht schaffen, den demographischen Wandel aufzuhalten -  dramatisch sinken. 
Auch diese Summen fehlen dann weiter auf der Einnahmenseite. 
Hinzu kommt, dass uns von der wesentlichen Einnahmequelle, der Gewerbesteuer, nach Abrechnung 
aller Umlagen und Auswirkungen auf die Zuweisungen nur ca. 18 bis 20 % auf unserem Konto 
verbleiben. 
Seit 1999 müssen Kommunen auch noch einen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung des Landes 
leisten. Als ob wir nicht schon genug eigene Probleme hätten! 
Dazu wird mal eben die Kleinigkeit von 162,2 Mio pro Jahr aus dem Topf des Steuerverbundes 
entzogen. Multipliziert mit 12 Jahren, also einschließlich 2010, gibt das 1,946,4 Mrd. Der Remscheider 
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Anteil hieran beträgt ca. 12,5 Mio. Auch die haben in den vergangenen Jahren auf der Einnahmeseite 
gefehlt und fehlen weiter. 
Und nun lese ich gestern (11.11.) in der Zeitung, dass Minister Linssen seinen Landesetat mit 
Kürzungen für die Städte deckt.  
Der hat`s gut und wir mal wieder die Karte mit A. Auch hier werde ich Ihnen die genauen Zahlen im 
Laufe der Beratungen nachliefern. 
Diese Probleme einen die Städte des Ruhrgebietes und des Bergischen Städtedreiecks und führen zu 
einer seltenen parteiübergreifenden Solidarität und Zusammenarbeit. In den vergangenen Jahren 
wurden mehrere Memoranden durch eine Arbeitsgruppe verfasst, an der auch Remscheid beteiligt ist. 
Sie weisen nicht nur auf die untragbare Situation hin, sondern beinhalten auch konkrete 
Lösungsmöglichkeiten und Forderungen. Zur Zeit läuft begleitend eine Medienkampagne an. 
Aktuell setzt sich die Arbeitsgruppe mit einem vom Land in Auftrag gegebenen Gutachten 
auseinander, das in seiner Konsequenz zu einer noch höheren Belastung der betroffenen Kommunen 
führen würde. Wir werden dabei ebenfalls wissenschaftlich begleitet und erstellen unter anderem 
konkrete Vorschläge zur Umverteilung der Finanzausgleichsmasse.  
Die Kerninhalte lauten: 
gerechte Verteilung der Finanzausgleichsmasse 
ausreichende Finanzierung alter und neuer Aufgaben (Konnexität) 
Abschaffung der Fördermittelverteilung nach Himmelsrichtung, sprich Soli und 
Eigenkapitalsicherung  
Die Forderungen lauten: 
Unterstützungen zum Abbau der Altschulden, allerdings unter strengsten Auflagen der 
Selbstbeschränkung (Entschuldungsfonds) 
Neuausrichtung der Kommunalaufsicht als von der Landespolitik  unabhängige Organisation, die nicht 
nur über die Haushalte der Kommunen wacht, sondern auch über die Einhaltung der 
Konnexitätsregeln 
Ggf. eine Art Generationenbeitrag für Bürgerinnen und Bürger sowie die Wirtschaft, um Belastungen 
nachfolgender Generationen zu reduzieren. 
Zur Rolle der Kommunalaufsicht : 
Solange die Kommunalaufsicht nur die Schuldenbremse bei den langfristigen Verbindlichkeiten tritt, ist 
der explosionsartigen Vermehrung der Kassenkredite kein Einhalt geboten. Ich habe mich gefragt, wo 
die Strenge der Kommunalaufsicht in den vergangenen 17 Jahren war. Vor einem Jahr hatte ich als 
Kämmerin in Niedersachsen bei der Kommunalaufsicht in Hannover zum Rapport zu erscheinen. Was 
war der Grund? Die Stadt Celle konnte ihren Ergebnisplan um 3 Mio Euro nicht ausgleichen, wollte 
sich aber gleichzeitig um 1,5 Mio neu verschulden. Mir wurde seinerzeit vorgehalten, dass bei einem 
solchen Verhalten das Eigenkapital aufgezehrt würde. Nebenbei bemerkt verfügt die Stadt Celle über 
ein Eigenkapital von 290 Mio. und damit deutlich über 50 % der Bilanzsumme von 550 Mio. Hinzu 
kommt eine enorme stille Reserve von nochmals ca. 150 bis 160 Mio in Aktienvermögen. Sie hat also 
eine hervorragende Eigenkapitalausstattung. Gleichwohl wurde ich mit der Auflage zurückgeschickt, 
den Haushalt auszugleichen, ansonsten werde die Neuverschuldung nicht genehmigt.  
Gesagt – Getan! Alle politischen Parteien haben mit der Verwaltung an einem Strang gezogen und 
ihre Anträge zurückgezogen, sofern sie den avisierten Haushaltsausgleich gefährdeten. Es wurde 
gemeinsam geschafft, den Haushalt 2009 mit 200.000,-- Euro im Plus auszugleichen. Nicht viel beim 
Gesamtvolumen von 190 Mio Euro, aber der Ausgleich war da und wir durften die 1,5 Mio neu 
investieren. 
Wenn ich mir diese Situation in Erinnerung rufe und mit der hiesigen vergleiche, stelle ich nochmals 
die Frage: wo war die Strenge der Kommunalaufsicht in all den vergangenen Jahren ohne 
Haushaltsausgleich? 
Zugegeben, in den Haushaltsverfügungen der vergangenen Jahre sind viele Auflagen gemacht 
worden. An längst nicht alle hat die Stadt Remscheid sich gehalten. Konkrete Konsequenzen kann ich 
hierfür aber nicht erkennen.  
Ich habe in den letzten Monaten den Eindruck gewonnen, dass sich in Remscheid ein Fatalismus breit 
gemacht hat. Seit 1993 wurden immer neue und fortgeschriebene Haushaltssicherungskonzepte 
verfasst, die allerdings haben nie ausgereicht, um den Fehlbetrag auszugleichen. Als Folge daraus 
hatte sich der kumulierte Fehlbetrag nach der Kameralistik schon 2007 auf 355 Mio Euro summiert, 
steht zur Zeit bei ca. 600 Mio. und er wächst und wächst und wächst.... 
Natürlich sind  AUCH externe Faktoren mit daran schuld.  
Zum einen die oben beschriebene  Ungerechtigkeit des Gemeindefinanzausgleich. 
Konnexität: 
Zum anderen die Leistungsgesetze von Bund und Land, die Aufgaben auf die Kommunen übertragen, 
diesen aber nicht die kostendeckende Erledigung ermöglichen. Dieses Stichwort lautet Konnexität, 
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wonach Bund und Land die entsprechenden Mehraufwendungen den Kommunen eigentlich zu 
erstatten hätten.  
Eigentlich!!! Dieses Prinzip ist sogar in der Verfassung verankert, aber wer hält sich schon an die 
Verfassung? Das Land jedenfalls nicht. Dazu mehrere Beispiele: 
1. Kinderförderungsgesetz  KiföG (KiBiZ)  
Nach dem Kinderförderungsgesetz  KiföG (KiBiZ) wurden den Kommunen durch nachfolgende 
Regelungen zusätzliche Aufgaben und Belastungen übertragen: 

·  Erweiterung der Bedarfskriterien als objektiv-rechtliche Verpflichtung zur Schaffung von 
Plätzen 

·  Einführung eines Rechtsanspruches auf Förderung in einer Tageseinrichtung oder 
            Kindertagespflege für einjährige Kinder ab dem 1. August 2013 

·  Pflicht zur Übernahme der hälftigen Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge 
Die geschätzten Mehrkosten betragen für die Betriebskosten im Ergebnisplan für 2008/2009 1,2 Mio 
und für 2009/2010 1,6 Mio, Tendenz weiter steigend.  
Investiv, also in der Finanzplanung, besteht die gesetzliche Verpflichtung, bis 2013 die Angebote für 
Kleinkinder in Kitas und Kindertagespflege auszubauen. Im August 2008 war hierzu eine 
Drittelbeteiligung zwischen Bund, Ländern und Kommunen vereinbart. 
Die nordrhein-westfälischen Richtlinien sprechen sogar von einer 90%igen Förderung durch 
Landesmittel. Leider sind die beschlossenen Pauschalen in Höhe von 18.000 € pro Platz vollkommen 
realitätsfern.  
Der FD 2.51dazu: „Auf jeden Fall haben sie die Remscheider Topografie nicht mitbedacht. Einen 
Neubau im Bergischen Fels errichtet man nicht für 18.000,00 € pro Platz. Aber auch die Kolleginnen 
und Kollegen am Niederrhein bauen mit diesen Pauschalen nur auf Sand“. Tatsächlich liegen unsere 
Planungen bei einem Eigenanteil von 50%. 600 Plätze sollen geschaffen werden, 275 Plätze werden 
mit den bisher eingeplanten Maßnahmen erreicht. Diese kosten 6,5 Mio. € bei Zuwendungen von 4,0 
Mio. €, Eigenanteil 2,5 Mio. €. Man kann also von weiteren 3 Mio. € an noch nicht eingeplanten 
investiven Eigenanteilen ausgehen.  
2. Bundesbeteiligung für Unterkunft und Heizung nac h SGB II 
Im Laufe der letzten  Jahre haben sich die Abrechnungsmodalitäten (gegenüber dem Land durch 
Absenkung des Beteiligungssatzes des Bundes) zum Nachteil der Kommunen geändert. Von 30,9 % 
in 2007 ist der Satz auf aktuell 23 % gesunken. In Euro bedeutet das einen Verlust gegenüber der 
ursprünglichen Beteiligung von insgesamt 3.695.600,-- 
3. Kommunalisierung von Aufgaben des Umweltrechts 
Zwei Beamte sind vom Land auf uns übergeleitet worden.  
Für 2008 tut sich zwischen tatsächlichem Aufwand und Landeserstattung eine Lücke in Höhe von 
77.395,-- € auf.  
4. Versorgungsverwaltung 
Die Bereiche Schwerbehindertenrecht sowie Bundeselterngeld u. Elternzeitgesetz 
wurden von den von den bisher staatlichen Versorgungsämtern mit Wirkung vom 01.01.2008 auf die 
Kreise und kreisfreien Städte übertragen. 
Im Saldo ergibt sich im Schwerbehindertenrecht eine Mehrbelastung für die Stadt Remscheid in Höhe 
von insgesamt 108.518,-- für 2008 bis 2010. Für den Bereich Elterngeld und Elternzeit sind es 
22.121,-- Differenz für 2008 und 2010, wobei 2009 noch nicht berechnet wurde. Da kommt also noch 
was nach! Soviel zur Konnexität. Kommen wir zu einem weiteren  externen Faktor, dem 
Solidarbeitrag: 
Vor wenigen Wochen hatte ich die Gelegenheit, die ein oder andere Stadt in Mecklenburg-
Vorpommern nach mehreren Jahren wieder zu sehen. Ich war beeindruckt, wie gut unser Soli dort 
angelegt worden ist. Die Infrastruktur kann sich sehen lassen. Das Kernproblem der ostdeutschen 
Länder ist schon längst nicht mehr ein Investitionsstau an Häusern, Straßen, Plätzen. Es sind vielmehr 
der Arbeitsmarkt und das nach wie vor nicht angepasste Gehaltsgefüge der dortigen Arbeitnehmer im 
Vergleich zu den westdeutschen. Darin steckt enormer sozialer Sprengstoff, der sich ja auch in der 
Wahlergebnissen der jüngeren Vergangenheit gezeigt hat. Dieses Problem lässt sich aber nicht über 
den Soli lösen. 
Vergleiche ich also den Zustand der dortigen Häuser, Strassen und Plätze mit unseren, kann ich nur 
sagen: Schluss jetzt mit der Aufbauhilfe Ost, sie wird dor t nicht mehr gebraucht, aber hier!!!  
Unsere Möglichkeiten der Aufbauhilfe heißen „Stadtumbau West“, „Soziale Stadt“ und ähnlich. Wegen 
drohender Überschuldung versagt uns aber zur Zeit die Bezirksregierung den Eigenanteil zu 
finanzieren. Kann es denn sein, dass wir mit unserem Soli auch weiterhin „blühende Landschaften“ 
mitfinanzieren, die längst in voller Pracht stehen? Wir selbst aber langsam verrotten? An diesem 
System ist gewaltig was faul und es wird allerhöchste Zeit für eine Änderung! 
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Apropos „Aufbauhilfe“. Die Oberbürgermeisterin hat in ihrer Rede am 29.10.09 bereits unseren 
politischen Ungehorsam angekündigt: Wir sind nicht bereit, die Kreditversagung für teilweise minimale 
Eigenanteile an den o.g. Programmen hinzunehmen. Wir haben daher das Investitionsprogramm auf 
2/3 der bisherigen Kreditlinie „Null“ ausgelegt. Diese Summe wird – wie schon seit Jahren festgelegt – 
in Bildung und Stadtentwicklung investiert.   
Wir akzeptieren nicht, dass unsere Stadt durch die Haltung des Innenministeriums, die übrigens im 
Widerspruch zu anderen Ministerien steht, zum Ghetto wird.  
Andere – noch etwas besser gestellte Nachbarn – können sich weiterhin aufhübschen und Remscheid 
versinkt im totalen Abseits? Nein! Remscheider sind keine Menschen zweiter Klass e und wir 
werden für diese Stadt kämpfen. Das ist auch in Düs seldorf angekommen. 
Ich hatte heute Mittag (12.11.) gemeinsam mit den Kollegen aus Wuppertal und Solingen einen 
Termin bei der Bezirksregierung zu eben diesem Thema. 
Der für die Städtebauförderung und die Kommunalaufsicht zuständige Abteilungsleiter konnte uns 
leider keine Lösung in Aussicht stellen, da die Meinungen in der Landesregierung nach wie vor 
auseinanderklaffen. Hier ist durch uns politischer Druck aufzubauen, damit noch vor der Landtagswahl 
eine Entscheidung in unserem Sinne getroffen wird. Ansonsten machen diese Förderprogramme 
überhaupt keinen Sinn mehr, da sie die Ungerechtigkeit noch verstärken. Ich bitte alle hier im Saale 
um entsprechende Unterstützung. 
Details des Investitionsprogramms entnehmen Sie bitte dem Haushaltsplanentwurf. Wir werden sie in 
den Fachausschüssen beraten. 
Zurück zu weiteren externen Faktoren: 
Da sind natürlich die drastisch steigenden Soziallasten zu nennen, die in Zeiten wirtschaftlicher Krisen 
nahezu unaufhaltsam in die Höhe schnellen. Diese Lasten treffen nicht nur Remscheid, sie treffen 
sehr viele Kommunen in Deutschland. In der hiesigen Region kommt aber das oben geschilderte 
ungelöste Problem des Strukturwandels hinzu, das viele negative Folgen nach sich zieht: wenig 
Gewerbesteuer, hohe Soziallasten, demographischer Wandel und Abwanderung der Erwerbstätigen 
sind nur einige der Stichworte.  
Die vordringlichste Aufgabe der Vergangenheit war es und muss es auch in der Zukunft bleiben, neue 
Gewerbetreibende in die Stadt zu holen und die bestehenden gut zu pflegen.  Nur so können wir 
Arbeitskräfte und damit Familien an Remscheid binden bzw. hierher locken. Diese Aufgabe der 
Wirtschaftsförderung und des Stadtmarketings ist von existenzieller Bedeutung, denn nur bei 
Aufhalten des demographischen Wandels überrollen uns die oben geschilderten externen Faktoren 
nicht völlig. Ich hoffe daher, dass die vielen auf der Expo Real geführten Gespräche auch wirklich zu 
Erfolgen führen. Diese Erfolge haben für die Stadt existenzielle Bedeutung.  
Unterstützung durch die Einwohner und die Wirtschaf t 
Ich freue mich, dass die Industrie- und Handelskammer ein kritisches Auge auf unsere Haushalte wirft. 
Mit dieser Freude bin ich noch ziemlich allein. Üblicherweise höre ich dazu Kommentare wie, „wir 
wissen schon selbst wie es geht“ oder „die sollen sich mal zurück halten“. Ich kann diese 
Negativhaltung nicht verstehen. Für mich bedeutet kritische Beobachtung zum einen Interesse und 
zum anderen auch Hilfsangebot. Nutzen wir doch das Gesprächsangebot intensiv, um die hier 
Ansässigen in Lösungen lokaler Probleme einzubeziehen.  Sie sind ausdrücklich bereit dazu. Schon 
im Bewerbungsverfahren habe ich John F. Kennedy zitiert: “Frage nicht, was Dein Land für Dich tun 
kann, sondern was DU für Dein Land tun kannst.“  
Es gibt nach meiner festen Überzeugung über die vielen schon ehrenamtlich Tätigen in dieser Stadt 
hinaus noch weitere Menschen, die sich gerne für unsere, für ihre Stadt einsetzen würden. Wir 
müssen sie gezielt ansprechen, denn sie wollen gefragt werden.  
Nur wenige Beispiele:  
Ob das nun die Pflege von Beeten durch Gartenbauunternehmen ist, die dafür natürlich auch ihre 
Werbung aufstellen. Ob es die Finanzierung von Spielgeräten und Bänken auf Spielplätzen ist, an 
denen natürlich ein Schild mit dem Namen des Spenders angebracht wird. Ob es der Ausbau von 
Patenschaften für Spielplätze und Grünanlagen ist.   
Oder die Verschönerung unserer Unterführungen und Betonbefestigungen. Sei es durch Profis, die 
natürlich darauf dann auch namentlich werben dürfen oder durch Schülerwettbewerbe und Ähnliches. 
All das brächte mehr Farbe und Sauberkeit in unsere Stadt.  
Als Beispiel zeige ich Ihnen ein Bild einer U-Bahnstation in New York, die farbig gestaltet wurde. O.k., 
wir sind nicht New York, und wir haben auch nicht den Anspruch, dass berühmte Künstler unsere 
grauen und beschmierten Flächen gestalten.  
Das Bild soll nur beispielhaft die Wirkung von Farben zu zeigen. 
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Stellen Sie sich nun bitte – dieses Bild vor Augen – unsere Unterführungen vor, sei es die unter dem 
Friedrich-Ebert-Platz oder gar die in der Nähe des Hauptbahnhof. Schön ist was anderes, gell? Ab 
einer bestimmten Uhrzeit meidet insbesondere frau diese Plätze gerne. 
Prima finde ich daher die Initiative  der Grünen aus dem Jahr 2006, die ich vor kurzem im 
Waterboelles entdeckt habe. Gestern (11.11.) habe ich dazu auch den Antrag, die Vorlage und das 
Konzept „Remscheid in Farbe“ erhalten.  
Weiter so, die Betonflächen in dieser Stadt sind nun wirklich nicht schön. Leider wurde der 
ursprüngliche Zeitplan nicht eingehalten. Vielleicht ist eine Partnerschaft mit dem heimischen 
Malerhandwerk möglich? Fragen kost`nix! 
Bei der Aktion der Kreishandwerkerschaft im Februar des kommenden Jahres im Alleecenter bietet 
sich sicherlich die Möglichkeit eines intensiven Dialogs, um weitere Möglichkeiten auszuloten. 
Wir als Stadt haben doch nicht die finanzielle Kraft, alles auf Hochglanz zu halten.  
Bilder aus waterboelles zu der Graffiti-Aktion 

 
Ich möchte auch die Gewerbetreibenden mit Sondernutzungen des öffentlichen Raumes deutlich 
mehr als bisher in die Pflicht nehmen, sich als Teil der Gegenleistung um die Pflege der im Umkreis 
befindlichen Grünflächen, seien es Beete oder Baumscheiben zu kümmern.  
Mit einer entsprechenden Beschlussvorlage werde ich in Kürze auf Sie zukommen. 
Ich habe die Hoffnung, dass Rat und Verwaltung das noch brachliegende Potential der Bürgerinnen 
und Bürger wahrnimmt und noch mehr als bisher nutzt. Durch Bürgerversammlungen in den 
Stadtteilen oder gezielte Ansprache der Vereine zu bestimmten Themen und Aufgabenbereiche lässt 
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sich mit Sicherheit viel erreichen. Ich denke da an Tagesmütter im Bereich der Kinderbetreuung, 
Seniorenunterstützung, Sportplatzwarte aus Vereinsreihen, Theaterkassierer gegen kostenlosen 
Eintritt und und und....Wir können auch gerne in Langenfeld und anderen vorbildlichen Kommunen 
abkupfern, das ist hier ausdrücklich erlaubt. Es gibt die lobenswerte Initiative des Vereins „Brücke“ in 
dieser Stadt. Das ist der richtige Weg. Bauen wir ihn weiter aus. 
Nun komme ich wie angekündigt zu den hausgemachten Problemen: 
Die vielen Haushaltssicherungskonzepte der vergangenen Jahre, oder besser 
Haushaltssicherungsversuche, da eine wirkliche Haushaltssicherung ja nicht erreicht wurde, werden in 
ihrem gesamten Einsparvolumen über die Jahre auf 500 bis 600 Mio Euro geschätzt (siehe Zf. 3.2 im 
Lagebericht zur Bilanz).  
Unstreitig ist in den vergangenen Jahres schon sehr Vieles geschehen. Dazu verweise ich auf die 
Ausführungen unserer Oberbürgermeisterin in ihrer Rede am 29.10.09.  
Nur: Gereicht hat es nicht. 
Als Rettungsanker wurde auf Druck der Bezirksregierung das Rödl-Gutachten erstellt. Danach folgte 
die GPA-Untersuchung. Die Umsetzung beider Papiere erfolgt nach meinem persönlichen Eindruck – 
Entschuldigung – nicht mit Höchstgeschwindigkeit. Ich höre aus meinem Dezernat dann auch viele 
Gründe, warum dort aufgeführte Dinge nicht oder nicht so umgesetzt werden können. Manchem 
stimme ich zu, nicht allem.  
Klar, eine Verwaltung ist kein Wirtschaftsunternehmen. Ich kann nicht ab morgen die 
Einwohnermeldestelle und das Straßenverkehrsamt dicht machen, nur weil sie nicht kostendeckend 
arbeiten. Geht nicht, gesetzliche Pflichtaufgabe. Nur: Mit welchem Aufwand ich diese Pflicht erfülle, 
das kann ich beeinflussen und damit sind wir beim Zauberwort der Standardsenkungen. 
Es gibt neben Rödl und GPA unzählige Einrichtungen speziell für uns Kommunen, wie die KGSt, die 
Bertelsmann-Stiftung und die kommunalen Spitzenverbände, die ein ausgeprägtes Netzwerk von 
interkommunalen Vergleichsringen haben. 
Ich kann hier noch nicht flächendeckend überschauen, wie intensiv diese Netzwerke genutzt werden. 
Bei der anstehenden flächendeckenden Aufgabenkritik und den Orga-Untersuchungen sind sie die 
zwingende Basis. Wir dürfen nicht nur im eigenen Saft schmoren, die ganz natürliche Betriebsblindheit 
würde den Prozess lähmen. 
Dieser Punkt bringt mich zum Thema „Strukturelle Pr obleme“. 
Die Dezernate haben in der Vergangenheit dem Vernehmen nach sehr eigenständig gelebt, verwaltet 
und vor allem auch Geld ausgegeben, ohne dass eine zentrale Kontrolle und Bremse installiert war.  
Personalverwaltung: 
So haben in der Vergangenheit Leitende Mitarbeiter die Möglichkeit gehabt nach eigenem Gutdünken 
Personal einzustellen. Wenn die Nase oder was auch immer nicht mehr passte wurden sie wieder an 
die Luft gesetzt. Dafür war dann die Personalverwaltung da.  
Nach der Entscheidung vom 24.04.2008 zur Umorganisation der Verwaltung gibt es mittlerweile eine 
Zentralisierung der Personalverwaltung im Dezernat der Oberbürgermeisterin. Und das ist gut so! 
So langsam entwickelt sich in diesem Haus eine andere Philosophie. Weg von der 
„Gutsherrenmanier“ hin zur zentralen, rechtlich fundierten Steuerung der Personalverwaltung. Nur 
durch diese Zentralität können willkürliche Entscheidungen mit hohen Folgekosten vermieden werden. 
Die Stadt trägt doch schon schwer genug an Pensionslasten, die politisch gewollt waren, oder? Egal 
ob einvernehmlich, wenn sich bspw. ein Oberstadtdirektor nach wenigen Monaten im Dienste dieser 
Stadt verabschiedet und wir ihm lebenslänglich Pension und Beihilfe zahlen. Oder auch nicht 
einvernehmlich, wie bspw. die Abschiede des bisherigen Baudezernenten und des bisherigen 
Kämmerers mit gleichen finanziellen Folgen. Einige weitere Beispiele gibt es auch im weniger gut 
bezahlten Bereich. 
Eins aber haben alle diese Entscheidungen gemeinsam:  
Sie sind für die Stadt Remscheid sündhaft teuer!  
Nach wie vor ist ein hoher arbeitsrechtlicher Beratungsbedarf zu verzeichnen. Dieser wird zur Zeit 
fremd vergeben. Das gilt auch für die Abdeckung des Bereiches Planungsrecht. 
Eines ist in der Stadtverwaltung Remscheid nämlich wirklich Mangelware: juristisches Personal! Wir 
prüfen, ob sich die externen Kosten für die Bereiche Arbeitsrecht und Planungsrecht durch die 
Einstellung entsprechender Fachjuristen nach Ausscheiden des jetzigen Rechtsamtsleiters 
kompensieren.  Eigenes juristisches Personal, das diese und eine Vielzahl weiterer Fälle bearbeitet, 
rechnet sich nicht nur, es zahlt sich aus. Die genaue Prüfung läuft noch. Unabhängig davon ist die 
bergische Zusammenarbeit auch in diesem Bereich voranzutreiben. 
Kommen wir zur Personalentwicklung: 
Da gibt es ein zehnseitiges Personaloptimierungskonzept, das Erfolg versprechende Ideen enthält. Es 
muss mit Mut und klaren Zielvorgaben des Vorstands umgesetzt werden, um den Stellenabbau zu 
begleiten. Über die Nutzung der natürlichen Fluktuation hinaus sind neben der Altersteilzeit, 
Abfindungen sowie Sonderurlaub und Teilzeitbeschäftigung noch andere kreative und flexible 
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Verfahrensweisen denkbar. Warum nicht beispielsweise Lebensarbeitszeitkonten für Mitarbeiter 
einrichten, um unterschiedlichen Arbeits- und Lebenssituationen flexibel begegnen zu können? Auch 
in einer Verwaltung herrscht in manchen Bereichen zu bestimmten Zeiten „Kurzarbeit“. Durch 
Teleheimarbeit geht kein wertvolles know-how verloren.  Es gibt noch sehr viele Handlungsfelder zum 
effizienten Personaleinsatz und ich weiß den Personalrat da sehr aufgeschlossen. Bei diesem möchte 
ich mich an dieser Stelle ganz herzlich für die offene und vertrauensvolle Zusammenarbeit bedanken. 
Zur Personaloptimierung gehört vor allem die Fortbildung. Wir haben eine ganz stattliche Anzahl von 
Führungskräften, selbst bei kleinsten Einheiten meist komfortabel mit Sekretariat, auch als 
Geschäftszimmern, Zuarbeitern oder ähnliches bezeichnet, ausgestattet. Diese Menschen sind in 
ihren Führungsaufgaben entsprechend unseren „Leitlinien für Führung und Zusammenarbeit“ 
dauerhaft zu schulen. All unsere Mitarbeiter werden in den kommenden Jahren eine 
Arbeitsverdichtung erleben. Hinter diesem hässlichen Wort verbirgt sich aufgrund des erforderlichen 
Stellenabbaus das gleiche Maß an Aufgaben bei weniger werdendem Personal. Wir müssen es daher 
stark machen für diese Herausforderung. Dazu gehört selbstverständlich die intensive Schulung aller 
Ebenen. Bei den einen insbesondere die Sozialkompetenz, Kommunikation und Organisation, bei den 
anderen die fachlich-inhaltliche Qualifikation.   
Klar kostet das Geld, das wir nicht haben und freiwillig ist es streng genommen auch. Investition in 
Mitarbeiter ist allerdings für jedes Unternehmen und auch für unsere Stadt eine der lukrativsten und 
wichtigsten. Wir haben gewaltige Aufgaben vor uns und dürfen die Mitarbeiter dabei nicht im Stich 
lassen. Sie bleiben sonst auf der Strecke und dann haben wir alle verloren. Die Kosten werden durch 
den Abbau von wenigen Stellen schnell kompensiert. 
Auch die Stellenbewertung in unserem Hause kann sich im Vergleich zu denen in meinen früheren 
Dienststellen durchaus sehen lassen. Hier bedarf es einer kompletten und realistischen Neubewertung 
durch eine Bewertungskommission unter Einbeziehung des Personalrates. Nach der Neubewertung 
sind die Stellen im Stellenplan als „k.u.“ = „künftig unter“ auszuweisen, um unrealistische Erwartungen 
möglicher Nachfolgebesetzungen gar nicht erst aufkommen zu lassen. 
Ich nähere mich meinem Kernthema, der  Stellenanzahl:  
Ich habe bei meinem Dienstantritt  und auch schon im Bewerbungsverfahren gesagt, dass in dieser 
Verwaltung noch personelle Luft ist. Ich habe für diese Aussage  mächtig Prügel bezogen, extern 
sowie intern.  
Ich stehe zu dieser Behauptung und werde sie mit Zahlen belegen. Das 60-Stellenpaket ist ein Anfang 
auf dem richtigen Weg gewesen. Das nachgelegte 100 Stellen-Abbaupaket ist  ein weiterer Schritt, es 
wird nicht der letzte sein. 
Und auch für diese Aussage werde ich wieder mächtig Prügel bekommen. 
Die Wahrheit ist, dass wir an unseren Personalkosten ersticken, und hier ist der Beweis: 
:Grafik Stellenplanentwicklung 

Gesamtpersonalausgaben und Stellenentwicklung
- inkl. in der ARGE beschäftigte Mitarbeiter der Stadt Remscheid -
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Jahr 2009 2010 2011 2012 2013
Personalaufwendungen 86 88 88 87 87
Ordentliche Aufwendungen 295 297 300 299 299
Personalintensität 1 29,15 29,63 29,33 29,10 29,10

Die "Personalintensität 1" gibt an, welchen Anteil die Personalaufwendungen an den ordentlichen Aufwendungen
ausmachen. Im Hinblick auf den kommunalen Vergleich dient diese Kennzahl dazu, die Frage zu beantworten,
welcher Teil der Aufwendungen üblicherweise für Personal aufgewendet wird.

Personalintensität 1
 (Personalaufwendungen x 100 / Ordentliche Aufwendungen)                  
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Schauen Sie sich die Personalkostenquote der Stadt Remscheid an: über 29 % der ordentlichen 
Aufwendungen stecken wir in Personalausgaben.  
Eine gesunde Quote liegt bei höchstens 17 – 18%.  
Nochmal: Wir ersticken an den Personalkosten! 
Man kann es auch noch brutaler ausdrücken: 
DIESE VERWALTUNG, meine Damen und Herren, IST ÜBERV ERWALTET!!!   
Es gibt immer wieder Beispiele für überflüssige Bürokratie, meist fein säuberlich auf `zig Seiten 
geregelt. Ich habe vorhin von der Betriebsblindheit gesprochen. Abläufe, die – alter 
Verwaltungsgrundsatz – schon immer so waren, sind normal und werden nicht hinterfragt. Diese 
Abläufe stammen vielleicht noch aus glorreichen Zeiten ausgeglichener Haushalte, die bekanntlich 
passe´ sind. Auch hier kann ich mich nur wiederholen: wir müssen sämtliche Netzwerke 
interkommunaler Vergleiche nutzen, um einen klaren Blick für die Situation zu bekommen. Hier 
brauchen wir Aufgeschlossenheit und Selbstreflexion.  
Ich möchte beim Aufzeigen von Beispielen überflüssiger Bürokratie nicht in`s Detail gehen, um 
einzelne Menschen nicht zu düpieren. Ich beschränke mich daher auf Beispiele, die Sie als Politiker 
live und in Farbe miterleben: 
Da gibt es unzählige Mitteilungsvorlagen, die man meint schreiben zu müssen, weil es so geregelt ist. 
Zum Beispiel werden alle Anfragen aus den BV   - und das sind VIELE!!! -  an die Fachdienste mit der 
Aufforderung weitergeleitet, eine Mitteilungsvorlage zu schreiben. Die wird geschrieben, abgezeichnet, 
unterschrieben, geht an`s Ratsbüro und wird dort in die jeweilige Tagesordnung aufgenommen, 
gedruckt und verschickt. Geredet wird in den Sitzungen dann nur noch höchst selten darüber. Meine 
Damen und Herren Politiker, sind wir eigentlich noch zu retten? Reichte es Ihnen nicht auch, wenn alle 
Antworten auf Ihre Anfragen z.B. in einer Vorlage zusammengefasst würden? Oder als Protokollnotiz 
oder aber ganz einfach mündlich in der nächsten Sitzung? Diese vollkommen unnötige 
Beschäftigungstherapie der Mitarbeiter hat mit effizientem Personaleinsatz nach meinem Verständnis 
nichts zu tun. 
Gleiches gilt für den Personaleinsatz in den Sitzungen, der viel Zeit und damit Geld kostet. Dass 
Dezernenten nicht alle Fragen spontan beantworten können ist klar. Müssen wir auch nicht. Da reicht 
auch die Beantwortung in der nächsten Sitzung oder eine Protokollnotiz. Wir werden daher die 
Teilnahme von Fachleuten an den Sitzungen deutlich reduzieren. 
Zentrale Steuerung 
Im Frühjahr des vergangenen Jahres wurde nicht nur die zentrale Personalverwaltung, sondern auch 
die zentrale Steuerung eingerichtet. Vollkommen richtig! 
In einer Verwaltung dieser Größenordnung muss es eine Möglichkeit geben, die zentralen und 
strategischen Vorgaben des Verwaltungsvorstandes in der Verwaltung zu kommunizieren und deren 
Umsetzung auch nachzuhalten.  Nach meinem Eindruck ist hier allerdings noch „Fein-Tuning“ zu 
betreiben. 
Zentrale Steuerung hat bezogen auf mein Dezernat zur Zeit noch die Auswirkung, dass Aufgaben 
teilweise auf mehreren Ebenen erledigt werden. Die Steuerung hat beispielsweise das Thema EDV 
auf der agenda, in meinem Dezernat findet sich der EDV-Fachdienst und in den anderen 
Fachdiensten gibt es sogenannte EDV-Koordinatoren. Das Zusammenspiel dieser drei Ebenen habe 
ich zugegebenermaßen noch nicht richtig durchschaut.  
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Was ich persönlich vermisse – und das meine ich mit Fein-Tuning – ist eine klare Abgrenzung und 
Definition der Rollen und Funktionen, um Doppel- und Dreifacharbeit zu vermeiden. Die konkrete 
Ausgestaltung des „wer macht was“ ist mir noch nicht erkennbar. Da die Hälfte meines Dezernates 
nach innen wirkt, also auch zur sog. Inneren Verwaltung gehört, ist mein Interesse daran sehr hoch. 
Zu meinem jetzigen Dezernat gehören neben zehn weiteren Fachdiensten die Kämmerei und die 
Kasse. Die Bereiche Betriebswirtschaft, Controlling, NKF, Beteiligungsmanagement, 
Haushaltskonsolidierung, Eröffnungsbilanz und Konzernbilanz sind im Dezernat der OB und dort in 
der zentralen Steuerung angesiedelt. Im angesprochenen „Fein-tuning“ werden die 
Oberbürgermeisterin und ich Strukturen schaffen, die es mir ermöglichen, die Verantwortung für 
gesetzlich mir obliegenden Aufgaben auch zu übernehmen. 
Fazit: 
Zentralität ist richtig und wichtig. Doppelstrukturen lähmen die tägliche Arbeit, sie  bedeuten extrem 
viel Abstimmungsbedarf. Viel zu lange Verfahrensläufe  mit unnötigen Personalkosten sind die Folge. 
Das ist der Preis für unklare Rollen.  
Feinabstimmung und klare Aufgabenabgrenzung ist erforderlich. 
Auf eines lege ich allerdings hohen Wert: Zentral darf nicht Zentralistisch sein! 
Lassen sie uns bitte nicht den Fehler machen, von dem Extrem der totalen Dezentralität in das andere 
einer quasi Über- Unterordnung der Fachdezernate unter die Zentrale zu verfallen. Zentrale 
Verwaltung geht nur miteinander, wenn sie Erfolg für das Haus und für die hier arbeitenden Menschen 
haben soll.  
Zurück zum Haushalt 2010 und immer noch strukturell en Problemen: 
Der Haushalt 2010 ist auf der Basis der 20%-Haushaltssperre, die der Stadtdirektor zu Jahresbeginn 
als Kämmerer verfügt hatte, aufgestellt worden. Die Ansätze sind also dort, wo es möglich war, von 
vornherein um 20 % reduziert gesetzt worden. Auf dieser Basis habe ich dann im Sommer mit allen 
Fach- und Zentraldiensten im Beisein der Dezernenten Haushaltsgespräche geführt. Sie waren sehr 
erkenntnisreich, vor allem die Diskussionen um Banalitäten. 
Es sind viele Vereinbarungen getroffen worden, auch sehr konkrete. Für die nächsten vier Jahre sind 
dabei knapp 10 Mio Euro zusammengekommen 
Die Erfüllung dieser Vereinbarungen muss allerdings immer wieder nachgehalten werden, Manches 
ging dann plötzlich auch nicht mehr umzusetzen und Manches war einfach vergessen worden. Ein 
Schelm der Böses dabei denkt....? 
Ich werde künftig also noch mehr als jetzt schon auf die Nerven gehen müssen, nachhaken und an 
Erledigung erinnern. Da kann so ein Kämmerer schon mal resignieren. Noch einfacher ist es, das 
probate Mittel der Sperrung einzelner Kostenstellen oder gar eine prozentuale Haushaltssperre zu 
verfügen. Beides sind Instrumente, die ich persönlich nicht schätze, weil sie ein kritisches Hinterfragen 
verhindern. Im Übrigen provoziert es die Kreativität des Einzelnen, den Kämmerer hinter`s Licht zu 
führen. Ziemlich nervig, aber landauf - landab nicht unüblich. 
Nach diesen Gesprächen im Sommer haben sich viele Führungskräfte zufrieden verabschiedet. 
Hoffentlich wähnt sich niemand in trügerischer Sicherheit. Diese Gespräche waren der Kennenlern- 
Auftakt. Als nächstes ist nun das Haushaltssicherungskonzept auszuweiten. Ein Ansatz liegt Ihnen 
schon vor, die OB und ich sind dabei, es deutlich anzufetten, um Remscheid für die Zukunft zu rüsten. 
Das ausführliche Papier wird nach verwaltungsinterner Abstimmung in die Haushaltsberatungen, 
spätestens im Januar, eingebracht. 
Wir alle haben Verantwortung auch für den Haushalt dieser Stadt. Ich schultere das Desaster nicht 
allein. Ich frage mich, woher die von mir beobachtete oben geschilderte Haltung kommt. Relativ 
schnell kommt die Erkenntnis, dass 17 Jahre eine sehr sehr lange Zeit sind. Vor 17 Jahren waren bis 
auf wenige Ausnahmen ganz andere Ratsmitglieder in diesem Gremium. Mal ehrlich die Finger hoch: 
Wer war vor 17 Jahren schon im Rat und kennt noch einen ausgeglichenen Haushalt? ...........Na, das 
ist ja sehr übersichtlich! Vor 17 Jahren waren auch ganz andere Führungskräfte in dieser Verwaltung. 
Das heißt, fast alle, die jetzt in Führungs- oder politischer Verantwortung sind, kennen in Remscheid 
keinen anderen Zustand, als den eines nicht ausgeglichenen Haushalts.  
DER ZUSTAND IST ALSO FüR FAST ALLE VOLLKOMMEN NORMAL!! Meine Damen und Herren, 
FüR MICH NICHT!!! Und deswegen verhandele ich auch über 50,-- Parktickets oder Kaffeekassen, 
denn wer im Kleinen nicht anfängt schafft es im Großen erst Recht nicht. Und natürlich werde ich in 
Anbetracht dieser Beträge in Relation zu unserem Defizit für bescheuert erklärt. Ich lasse nicht nach, 
für wie bescheuert ich auch gehalten werde. 
Und damit sind wir immer noch bei den hausgemachten  Problemen.  
Nun nicht mehr bei den strukturellen, sondern bei t euren Einzelentscheidungen in der 
Vergangenheit : Da wurde durch die Gewag ein Dienstleistungszentrum gebaut, dass zwar schick 
aussieht, keine Frage,  dass aber jährliche Kaltmietkosten von ca. 1,2  Million Euro für die Stadt 
bedeutet. Hinzu kommen die üblichen Nebenkosten. Wenn ich diese Kosten als durchschnittliche 
Kreditverzinsung in Höhe von 4 % nehme, hätten 30 Mio. Euro auch für ein nüchternen Zweckbau – 
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nicht so schön – aber mit deutlich mehr Büroräumen gebaut werden können. Im 
Dienstleistungszentrum arbeiten 163 Mitarbeiter. 
Erlauben Sie mir zwei Vergleiche aus meiner Vergangenheit: Für umgerechnet 40 Mio. Euro ist in 
Gütersloh nach einen Entwurf von Prof. Gerber aus Dortmund ein hochmodernes Kreishaus mit 
Tiefgarage, Kantine und Sitzungssälen nebst Fraktionsräumen für weit über 500 Mitarbeiter gebaut 
und 1997 eingeweiht worden. Machen Sie sich anhand der folgenden Fotos einen eigenen Eindruck. 
Kreishaus Gütersloh 

 
Gesamtkomplex des Kreishauses Gütersloh 

     
Rotunde des Kreishauses Gütersloh mit Kantine, Sitzungssälen und   Fraktionsräumen 
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Straßenverkehrsamt Gütersloh 

                                 
Wenn Sie sich das Bild des dortigen Straßenverkehrsamtes ansehen, kommen Assoziationen zum 
Dienstleistungszentrum auf, nicht wahr? Ähnliches gilt für Celle, wo in der Zeit von 1996 bis 1999 die 
ehemalige Heidekaserne, ein Baudenkmal aus dem Jahre 1873,  nach dem Entwurf von Ivan Kozjak 
aus Hannover für umgerechnet 28,35 Mio. Euro in ein hochmodernes Rathaus mit Sitzungssälen, 
Kantine, o.k. ohne Tiefgarage, aber dafür mit einem neu angelegten Stadtpark und ebenfalls für über 
500 Mitarbeiter, umgebaut worden ist. 
Neues Rathaus Celle 
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Eingangshalle des Neuen Rathauses Celle 

 
Ausblick auf das Sozial- und Jugendamt , sowie Stadtpark Celle 
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In beiden Fällen hat man also für die gleiche bzw. ein Viertel mehr an Investitionssumme, fast dreimal 
so viele Arbeitsplätze untergebracht und als hässlich kann man beide Bauten nun auch nicht 
bezeichnen. Entschuldigung, aber für mich stimmt bei unserem Dienstleistungszentrum die Relation 
nicht. Nun habe ich Abschreibungen in meiner Rechnung nicht einkalkuliert. An die hat aber 2004 
auch hier noch niemand gedacht. Sicher wird mir jetzt der ein oder andere wieder vorwerfen, dass ich 
in der Vergangenheit lebe. Meine Damen und Herren, bei diesen beiden Dienstherren habe ich mein 
gesamtes Berufsleben und damit fast 18 Lebensjahre verbracht. Ich kann und ich werde diese Jahre 
nicht ausblenden, sie haben mich entscheidend geprägt. Unter anderem wegen dieser Erfahrungen 
hat man mich hier – so glaube ich jedenfalls – auch gewählt. 
Zurück zum Dienstleistungszentrum: 
Die Stadt Remscheid hätte bei einer Investition statt Anmietung  von der GEWAG viele gemietete oder 
im Eigentum befindliche Flächen und Gebäude abstoßen können. Als Gegenfinanzierung (damals 
ging das noch) für dieses Dienstleistungszentrum wäre die eigentlich Investition durchaus 
überschaubar geworden und wir zahlten heute keine Miete, sondern hätten Eigenkapital gebildet. 
Darüber hinaus hätten wir Fachdienste und Mitarbeiter zusammengeführt, die heute räumlich 
zersplittert an allen möglichen und unmöglichen Stellen in dieser Stadt untergebracht sind. Das wäre 
der eigentlich Spareffekt gewesen. Wenn wir uns dann vor Augen halten in welchem Zustand das 
andere Dienstleistungszentrum, nämlich dieses Rathaus ist, dann müssen uns eigentlich die Augen 
tränen:  
Die Farbe an den Holzfensterrahmen blättert großflächig ab. Es ist eine Frage der Zeit, wann sie 
komplett ausgetauscht werden müssen. Die sanitären Anlagen (zumindest bei den Damen) haben den 
Chic und den Zustand der 50er Jahre: Weiße Schüssel, schwarze Brille, Deckel Fehlanzeige. Der 
Aufzug ist mit seinen Klapptüren vermutlich auch noch im Urzustand. Die Aufkleber und Graffiti in 
seinem Inneren sind nicht wirklich erbauend. Den Flurwänden im gesamten Haus fehlen schon lange 
diverse Eimer Farbe. Das gilt auch für die Wände in den Sitzungsräumen, denen man deutlich 
ansieht, dass dort mal Pläne aufgehängt und mit Klebestreifen befestigt wurden, die dann nebst Farbe 
abgerissen wurden.  Die roten Fliesen in den Fluren sind zwar mittig durch lange Läufer abgedeckt. 
An den Rändern, die nicht direkt auf Bürotüren zusteuern, nehmen sie mehr und mehr graue bis 
schwarze Farbe an. Die Hausfrau möchte da gleich zum Kärcher-Hochleistungsreiniger greifen. Das 
ist keine Kritik an den Reinigungskräften, ich weiß um deren Zeitdruck, da sie sich permanent mit 
externen Anbietern vergleichen müssen. Aber könnten wir nicht auch mal selbst putzen und 
streichen? Dieser Ratssaal meine Damen und Herren strahlt zwar Würde aus, aber was haben Sie 
von der Würde, wenn Sie sich an den Sitzplätzen Ihre Hosen und Röcke aufreißen??? Mittel für all 
diese Schadenbeseitigung sind erst in einigen Jahren eingeplant. Fazit: An der einen Stelle weniger 
und dafür an anderen Stellen mehr wäre für die Stadt Remscheid und die hier arbeitenden Menschen 
wohl besser und bezahlbarer gewesen. 
Andere Beispiele: 
Da gibt es eine Dienstvereinbarung, wonach das gesamte Personal einen Tag Urlaub mehr 
bekommen soll. Bei unserer Mitarbeiterzahl bedeutet das umgerechnet ca. 6 Stellen und damit 
300.000,-Euro. Ich hoffe auf ein Einsehen der Mitarbeiterschaft und des Personalrates, insbesondere 
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mit Blick auf die Arbeitsmarktlage direkt vor der Tür. Ich weiß aber um die Verhandlungsbereitschaft 
des Personalrates, für die ich mich nochmals ausdrücklich bedanke. Und jeder Beigeordnete durfte 
sich einen eigenen Referenten aussuchen, nicht nur wie üblich der Hauptverwaltungsbeamte. 
Unabhängig von Aus- und Vorbildung wurde die Besoldung auf A 14 festgesetzt.  
Das Rathaus muss zur Weihnachtszeit aufwendig beleuchtet werden, jährliche Kosten:  weit über 
50.000,--. Die Kündigung ist erfolgt, aber leider erst 2012 wirksam. Da hat bei Vertragsschluss wohl 
jemand sehr langfristig gedacht. 
Ein Projekt „Schaufenster der Wirtschaft“ wird großartig initiiert und scheitert genauso, vor allem teuer. 
Großartig! 
Am Markt wird ein Metallgestell errichtet, Markthalle genannt und trotzdem kommt das Mittelmeerklima 
nicht in`s Bergische. Mittlerweile wurde ein geschlossenes Gebäude daraus. 
Die Wirtschaftsförderungsgesellschaft (WFR) scheitert mit Millionen Schulden. Die Stadt übernimmt 
die Schulden der Gesellschaft. 
Bei der dringend erforderlichen Ausweisung von Gewerbegebieten gibt es ein hin und her und her und 
hin. Was das mittlerweile an Kosten verursacht hat, kann ich nur ahnen. Neue Firmen lockt das nicht 
wirklich an. Aber das wird ja jetzt besser.... 
Die Stichworte Derivate und Cross-Border-Leasing dürfen in dieser Liste natürlich nicht fehlen. 
Meine Damen und Herren, es gibt sicherlich noch viele weitere Beispiele, jeder mag in seinem 
persönlichen Gedächtnis kramen. Auch diese Entscheidungen haben eins gemeinsam: sie sind 
sündhaft teuer gewesen und belasten die Stadt nachh altig.  
Daher mein dringender Appell an den neuen Rat: Seien Sie sich der Verantwortung für diese Stadt 
bewusst und vermeiden Sie bitte teure Entscheidungen mit dauerhaft belastenden Folgekosten. 
Bitte schauen Sie bei jeder Entscheidung auf die Kosten, deren Deckung und vor allem auf die 
Folgekosten. Noch immer werden diese Rubriken in Vorlagen gerne offen gelassen und so an mir 
vorbei geschleust. Hinterfragen Sie bitte, sofern die Vorlagen unklar sind! 
Weiteres Thema: Schulen und Marketing :  
Die Stadt steht in der Rangliste der verschuldeten Städte in NRW an dritter Stelle nach Oberhausen 
und Duisburg. Diese „Bronzemedaille“ ist wahrlich kein Grund für Stolz. In der Zeitung lese ich vor 
einigen Wochen, dass die Stadt Remscheid landesweit führend in der Versorgung mit offenen 
Ganztagsschulen ist. Da stellen sich mir mehrere Fragen:  
Kann sich eine derartig verschuldete Stadt den Spitzenplatz finanziell leisten? Nicht wirklich. Wie viele 
Familien haben wir dadurch hierher gelockt oder hier behalten? Wird das ermittelt? Hinterfragen wir 
die Wanderungsbewegungen und registrieren auch die Motive der Zugezogenen? Das wäre sicherlich 
von allgemeinem Interesse, um dem demographischen Wandel auch nur ansatzweise zu begegnen. 
Wenn es dann nun schon so ist und das Geld ausgegeben, warum erschöpft sich die Werbung mit 
diesem Spitzenplatz auf eine einmalige Erwähnung in der heimischen Presse im Format von ca. 15 
mal 8 cm? Gehört eine solche Ausstattung nicht überregional vermarktet? Nun können Sie entgegnen, 
das koste doch Geld. Na klar! Aber dafür könnte man bspw. auf die eine oder andere durch die Stadt 
finanzierte Sonderveranstaltung verzichten. Ist eh rein freiwillig und man hätte einen nachhaltigeren 
Effekt.  
Für mich heißt Stadtmarketing, die Stadt intensiv überregional zu vermarkten, um Neubürger und 
Investoren zu gewinnen. Nur Expo-Real einmal im Jahr reicht nicht. Der kommunale Kannibalismus 
zwingt uns zu einer aggressiven überregionalen Werbung, denn jeder Einwohner bedeutet 
Einnahmen, wie anfangs aufgezeigt. Dazu gehört natürlich auch ein zeitgemäßer Internet-Auftritt. 
Generell gilt für Schul- und KiTa-Standorte, dass sie sich an dem tatsächlichen Bedarf zu orientieren 
haben. Hierzu wird jährlich eine Bedarfsberechnung extern beauftragt, die auch die Schließung 
einzelner Standorte empfiehlt. Diese Empfehlungen sind konsequent umzusetzen. Für 
Lokalpatriotismus oder Kirchturmdenken in Standortfragen hat diese Stadt kein Geld!  
Noch am vergangenen Samstag (07.11.) war in der Zeitung zu lesen, dass eine Studie der 
Bertelsmann-Stiftung einen Rückgang der Schülerzahlen in den nächsten 15 Jahren um bis zu 20 % 
vorhersagt. Sie wird zitiert, dass nicht  jede Schule das Komplettangebot anbieten müsse, sondern die 
Schulen untereinander stärker kooperieren könnten, es könne eine Aufgabenteilung geben. 
Dieses Zitat erinnert mich stark an unsere Zielsetzung der bergischen Zusammenarbeit: nicht alles 
muss an allen Orten vorgehalten werden. 
Wir müssen offen sein für andere Denkmodelle als: „Neue Aufgabe, neue Investition, neues Personal“. 
Nutzen wir den Vergleich mit anderen Kommunen und die Kreativität der Mitarbeite. 
Kultur: 
Nach wie vor leistet sich diese Stadt ein Vollangebot an Kultur und möchte das auch so beibehalten, 
wie in allen Wahlprogrammen zu lesen war. Das ist für die Remscheider ganz schön, wenn sie es 
denn auch nutzen würden. Ich halte es nicht erforderlich, im Radius von ca. 20 km in drei Städten, die 
alle vor der Pleite stehen, ein komplettes Angebot vorzuhalten. 15 bis 20 Autominuten sind jedem 
Kulturinteressierten zuzumuten. Weitere 15 bis 20 Autominuten und man hat eine noch ganz andere 
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Auswahl! Es ist daher Aufgabe der Arbeitsgruppe für die Bergische Zusammenarbeit, das 
Kulturangebot aller drei Städte zu sortieren und entsprechende Schwerpunkte in der jeweiligen Stadt 
zu setzen. Persönliche Anmerkung: Zwei große Orchester können wir uns nicht mehr leisten und sie 
sind auch nicht erforderlich. Das sage ich ausdrücklich als Kulturliebhaberin und auch als ehemaliger 
Kulturdezernentin.  
Soziales und Kultur: 
Generell gilt für die Bereiche Soziales und Kultur, dass dort diverse Organisationen für bestimmte 
Aufgaben finanziell unterstützt werden. Bekanntermaßen ist diese Unterstützung rein freiwillig. Ich bin 
mir allerdings im Klaren, dass eine generelle Streichung auch viel Sinnvolles zerstören würde. Da ich 
mir diese Entscheidung nicht anmaßen möchte und nach knapp acht Monaten im Amt auch noch gar 
nicht könnte, habe ich es in beiden Bereichen bei der generellen 20 %igen Reduzierung belassen. 
Den Fachleuten im Dezernat soll die Einzelfallentscheidung ermöglichet werden, welche Einrichtung 
für welche Aufgabe wie viel Geld erhalten soll. Dabei ist dort in dem filigranen Geflecht kritisch zu 
prüfen, ob Förderungen mehrerer für dieselbe Aufgabe sinnvoll und erforderlich sind. 
Veräußerungserlöse: 
In den vergangenen Jahren sind immer mal wieder Vermögensteile verkauft worden. Das anliegende 
Diagramm zeigt die Summen und die Jahre, es sind die grünen Teile der Balken. 
Strukturelle Fehlbeträge seit 1993 

 Strukturelle Fehlbeträge seit 1993
(einschließlich Vermögenserlöse und Entnahmen allgem eine Rücklage)
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An der Entwicklung der Fehlbeträge (rot) können Sie ganz klar erkennen, dass die Veräußerung von 
Tafelsilber gar nichts bringt, wenn die Grundstruktur identisch bleibt. Die Schuldenspirale dreht sich 
sofort wieder, das Vermögen ist weg und kann auch nichts mehr einbringen. 
Schauen Sie sich 1994, 1995 und 1996 an. 1995 wurden Anteile an AWG, RWE-Aktien und die 
Tiefgaragen verkauft, insgesamt 20,2 Mio. wurden erlöst. Macht sich im Rechnungsergebnis 1995 
ganz toll und was ist 1996? Schwupps ist der Fehlbetrag wieder da. Das gleiche Spielchen 2001: 
Stichworte sind Beteiligung Ruhrgas, Straßenbeleuchtung, GEWAG, Erlös 28,7 Mio. Und dann sehen 
Sie sich den Fehlbetrag 2002 an, er ist höher als je zuvor. Und weil`s so schön war, auch noch mal 
2006: RWE-Aktien und Anteile GEWAG für 16,7 Mio. verkauft. Die Entwicklung der Fehlbeträge bis in 
die heutige Zeit spricht Bände. 
Ich halte daher überhaupt nichts von weiteren Veräußerungen dieser Art, solange wir nicht unsere 
Grundstrukturen einer radikalen Entschlackungskur unterzogen haben. Erst wenn wir die jährlichen 
Fehlbeträge durch radikales Umdenken ansatzweise in den Griff bekommen haben, können wir über 
eine echte Entschuldung durch Veräußerungen nachdenken. Vorher geht das Geld in das große 
schwarze Loch der Schulden und bringt uns dauerhaft  nicht weiter. Die Grundstücksankäufe und 
Verkäufe nehme ich hiervon aus, da sie zum normalen Tagesgeschäft der Grundstücksbevorratung 
gehören. 
WIE GEHT ES WEITER??? 
Nachdem ich Ihnen meine persönliche Analyse der äußeren Faktoren und deren Lösungsansätze in 
NRW, der internen strukturellen Erfordernisse und die Resultate vergangener Entscheidungen 
aufgezeigt habe, möchte ich Ihnen eine in meinen Augen zwingend erforderliche Umstrukturierung im 
Denken und Handeln dieser Verwaltung aufzeigen, von deren Wirkung ich überzeugt bin. Mein 
Vorschlag lautet: 
Alle Aufgaben, die auch Dritte kostengünstiger wahr nehmen können, sollten fremd vergeben 
werden. 
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Wir halten in unserer Verwaltung sehr viel Personal vor, das sich unter anderem mit 
Straßenunterhaltung, Grünflächenpflege, Vermessungen, zentralem Einkauf, Gebäudemanagement, 
EDV um nur einige wenige Beispiele zu nennen,  beschäftigt. Für alle diese Leistungen gibt es 
externe Dienstleister. 
Eigenes Personal kostet viel Geld. Die Doppik zeigt sehr schön auf, wie sich die echten 
Personalkosten entwickelt haben. Es ist eben nicht mit dem reinen Lohn oder Gehalt getan. Hinzu 
kommen die üblichen Lohnnebenkosten, Beihilfen, Zuführungen für Pensionsrückstellungen, Urlaub 
und Überstunden und natürlich die Versorgungsaufwendungen und weiteres. Im Vorbericht ist auf den 
Seiten 25 bis 28 dargestellt, was alles in die Personalaufwendungen einzufließen hat. Die Grafik auf 
Seite 26 unten, die zur Vergleichbarkeit der Vorjahresergebnisse mit dem aktuellen Ansatz diverse 
Faktoren wieder aus den Kosten herausrechnet, zeigt die Entlarvung durch die Doppik, die ich 
ausdrücklich begrüße.  
Die Entwicklung zeigt anliegendes Diagramm von Seite 27 des Vorberichts: 
Stellenentwicklung und Personalkosten 

Gesamtpersonalausgaben und Stellenentwicklung
- inkl. in der ARGE beschäftigte Mitarbeiter der Stadt Remscheid -
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Dieses Personal verursacht aber nicht nur Personalkosten. Alleine seine Verwaltung kostet uns sehr 
viel Geld durch weiteres Personal in der sogenannten Inneren Verwaltung. Diese Menschen sitzen in 
Räumen, die entweder gemietet sind oder im Eigentum stehen. Letzteres verursacht wiederum 
Abschreibungsaufwand, der zu erwirtschaften ist. Die Räume müssen beheizt, gesäubert und auch 
regelmäßig unterhalten werden. Dafür wird im Gebäudemanagement ein Personenstamm von 48 
Personen ohne die Hausmeister und Reinigungskräfte vorgehalten, die wiederum die oben 
dargestellten Kosten verursachen, weil auch sie in Büros sitzen und verwaltet werden. Je mehr 
Aufgaben also durch Dritte erledigt werden, desto mehr Personal können wir hierfür abbauen, 
Gebäude entmieten oder verkaufen und in Konsequenz die gesamte innere Verwaltung dadurch 
deutlich reduzieren, da es weniger zu verwalten gibt. 
Eine Voraussetzung zur objektiven Prüfung der Wirtschaftlichkeit einer externen Vergabe muss in den 
nächsten Wochen und Monaten erst noch geschaffen werden:  
Es gibt noch keine Echtkostenrechnung unserer Leistungen nach doppischen Vorgaben. Die internen 
Leistungsverrechnungen, die Sie aus dem Haushalt kennen, enthalten bis auf die  des 
Gebäudemanagements noch keine Personalkosten, sondern lediglich im Bereich des Personals die 
Reisekosten, die Fortbildungskosten und die Wegstreckenentschädigung. Alle anderen enthalten 
lediglich die Sachkosten. Die echten Personalkosten sind also flächendeckend betriebswirtschaftlich 
zu ermitteln. Wir beschäftigen hierfür einige ausgebildete Mitarbeiter in der Zentralen Steuerung und in 
der Organisation. Deren Aufgabe muss es in den nächsten Wochen sein, alle Bereiche einer solchen 
Vollkostenrechnung zu unterziehen. Hierauf müssen dann die flächendeckenden 
Organisationsuntersuchungen aufsetzen, die auf der Basis dieser Echtkosten erfolgen müssen. Nur so 
können wir die Kosten unserer Eigenleistungen mit denen eines Fremdeinkaufs wirklich vergleichen. 
Dass hiermit zwingend auch die Senkung von Standards verbunden sein muss, ist vollkommen klar. 
Bekanntermaßen gewöhnt man sich an Luxus sehr schnell, so dass er als Standard angesehen wird.  
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Diese Erfahrung habe ich meinem Dienstantritt selbst gemacht. Mir wurde ein Diensthandy mit Twin-
Bill-Funktion überlassen, ein Handy, zwei Nummern, eine dienstliche und eine private. Wollte ich nicht, 
denn ich habe ein privates Handy und brauche keine zweite Nummer. Es wurde trotzdem so gemacht, 
es ist Standard. Nach über einem halben Jahr mit unnötigen Kosten und Ärger für mich, da 
zwischenzeitlich nicht nur meine private Nummer, sondern auch die privat abgeschlossene Flatrate 
verschwunden war, habe ich nun endlich wieder meinen alten Handy-Vertrag. Remscheider 
Standard? 
In meinem Büro fand ich einen PC, ein Laptop, eine Docking-station, einen Scanner, einen 
Farbdrucker, einen Schwarz-Weiß-Drucker, einen Kopierer sowie ein Telefon und Faxgerät vor. Ich 
habe den PC, die Docking-Station und den Farbdrucker abgegeben, Laptop und Schwarz-Weiß-
Drucker reichen für mich völlig aus.  
Viele scheinen sich nicht bewusst zu sein, dass Farbausdrucke 4 – 5 Mal so viel kosten, wie ein 
Scharz-Weiß-Ausdruck. Sonst würden nicht so viele farbig geschriebene e-mails auch farbig 
ausgedruckt. Ist Ihnen schon aufgefallen, dass der Vorbericht nicht mehr bunt ist? Reicht auch, oder? 
Außerdem passen schwarz und grau viel besser zum Inhalt. Bei der Definition von Standard ist daher 
drastisch umzudenken. 
Eine flächendeckende Organisationsuntersuchung wird auch bei den Pflichtaufgaben stattfinden. Dort 
ist vor allem danach zu schauen, ob die Personalausstattung angemessen ist. Siehe hierzu meine 
Ausführungen zu den interkommunalen Vergleichen. 
Politik und Verwaltungsspitze müssen künftig monatliche Zwischenstände dieser Umsetzung erhalten. 
Gleiches gilt für die Umsetzung von Rödl, GPA, Personaloptimierung, Kosten-Leistungsrechnung etc. 
Darüber hinaus sind unsere städtischen Töchter in die Pflicht zu nehmen. Das erschöpft sich nicht nur 
in einer Gewinnausschüttung, die wir halbwegs erreicht haben, sondern zeigt sich in tatsächlicher 
Unterstützung. Warum verwaltet die Gewag ihre Gebäude selbst? Könnten wir deren Gebäude 
mitverwalten oder umgekehrt? Was wäre lukrativer? Es ist ergebnisoffen zu prüfen. 
Gleiches gilt auch für den Energiesektor und den ruhenden Verkehr.  
Dass bei diesem Prozess einige wenige kurzfristige, aber viele erst mittelfristige Effekte zu erreichen 
sind, ist klar. Aufgrund des Verzichts auf betriebsbedingte Kündigungen sind Personalreduzierungen 
neben der Fluktuation und dem konsequenten Verzicht auf unwirtschaftliche Neueinstellungen durch 
die Nutzung des gesamten oben aufgezeigten Instrumentariums der Personaloptimierung 
durchzuführen. Ich bin guten Mutes, dass der Personalrat mitzieht. 
Es gibt natürlich die Skeptiker, die vor hohen „Einkaufkosten“ warnen und darauf hinweisen, dass 
auch bei Fremdvergaben noch überwachende und koordinierende Kräfte in der Verwaltung verbleiben 
müssen. Na klar, aber nur einige wenige, und die können organisatorisch zusammengefasst werden. 
Ohne viele Führungskräfte mit hohen Gehältern, Sekretärinnen etc. 
Daher wehre ich mich auch aus grundsätzlichen Erwägungen gegen eine reine Verlagerung von 
Aufgaben in Eigenbetriebe, Eigengesellschaften und ähnliches, also eine reine Privatisierung.Ich 
meine eine echte Fremdvergabe von Aufträgen, denn diese wiederum dient der Wirtschaftsförderung 
und damit unserem Steueraufkommen. Andere Organisationsformen neigen leider oft dazu, die 
außertarifliche Bezahlung im Führungsbereich nach oben zu schrauben und dafür bei den 
Geringverdienern zu sparen. Im Übrigen wird manchmal auch die Mutterschaft der Stadt vergessen. 
Das kann beides nicht in unserem Sinne sein. 
Dieser Prozess wird schmerzhaft und belastend für Viele sein. Wir werden alle gemeinsam viel 
Überzeugungsarbeit leisten müssen, um die Mitarbeiterschaft mitzunehmen. Es gibt keine 
betriebsbedingten Kündigungen und daher hoffe ich, dass auch der Verlust der lieb gewonnenen 
Aufgabe oder der befürchtete Bedeutungsverlust bei Führungskräften aufgefangen werden kann. 
Demotivierte und resignierte Mitarbeiter möchte niemand, wir müssen – wie geschildert – ganz 
intensive Personalentwicklung betreiben. 
Der Verwaltungsvorstand gibt dazu klare Zielvorgaben und enge Zeitpläne. 
Bei einer Personalkostenquote von nahezu 30 % bin ich bin der festen Überzeugung, dass wir diese 
Gesundschrumpfung zwingend brauchen.  
Wenn ich die Bevölkerungsprognose wie befürchtet bei 100.000 im Jahre 2020 ansehe, hat 
logischerweise auch die Verwaltung zu schrumpfen, und zwar in unserem Falle prozentual deutlich 
mehr.  
Gesamtfazit:  
Remscheid hat noch eine Chance! 
Voraussetzung dafür ist die landes- und bundesweite Änderung der Praxis bei der Konnexität, dem 
Gemeindefinanzausgleich und dem Solidaritätsbeitrag. Parallel dazu muss eine Unterstützung beim 
Schuldenabbau erfolgen, um die Zinslast aufzufangen. Diese Ziele müssen wir gemeinsam in 
Düsseldorf und Berlin erreichen. 
Zwingend einhergehen muss das mit einer absoluten Ausgabedisziplin!!! Nur wer versucht, sich selbst 
zu helfen, kann auch Hilfe von außen erwarten. Teure politische Entscheidungen unterbleiben. Das 
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setzt voraus, dass alle Kosten einschließlich der Folgekosten schonungslos aufgezeigt und hinterfragt 
werden. Sämtliche Arbeitsabläufe und Organisationen dieser Verwaltung sind mit dem Ziel der 
Verschlankung zu untersuchen. Dabei sind die Erkenntnisse aus interkommunalen Vergleichen 
zugrunde zu legen. 
In allen Bereichen ist nach einer echten Vollkostenrechnung die Aufgabenwahrnehmung neu zu 
entscheiden,  mit dem klaren Ziel, die Aufgabe fremd zu vergeben, sofern dieses kostengünstiger ist. 
Pflichtige Aufgaben sind in ihrer Ausführung personell an sinkende Fallzahlen anzupassen. Standards 
sind radikal zu senken. Die Zentralverwaltung bedarf einer genauen Rollen- und 
Funktionsabgrenzung. Alle Stellen sind einer Neubewertung zu unterziehen, die im Stellenplan 
auszuweisen ist. Die bereits begonnene Umsetzung von Rödl und GPA-Maßnahmen ist zügig 
umzusetzen und in die Organisationsuntersuchungen einzubinden. 
Parallel ist die Kooperation mit Nachbarstädten, auch über Wuppertal und Solingen hinaus,  zu 
intensivieren. Das ehrenamtliche Engagement sowie die Inanspruchnahme von Sponsoren ist 
auszuweiten.  
Ausblick:  
Zusätzlich zu diesen Einzelmaßnahmen behalte ich mir ausdrücklich vor, auch im kommenden Jahr 
das Instrumentarium der Kämmerin zu nutzen, das heißt: generelle Haushaltssperre, Sperren 
einzelner Kostenstellen etc. zu verfügen. Dass ich nicht viel davon halte, habe ich schon aufgezeigt. 
Da allerdings alle oben genannten Maßnahmen nicht  sofort greifen werden, bleibt mir voraussichtlich 
gar keine andere Wahl. Von dieser Sperre würden auch die pflichtigen und freiwilligen, aber 
vertraglich gebundenen Aufgaben umfasst, um auch in diesen Bereichen zu Standardsenkungen und 
Änderungen der vertraglichen Bindungen zu kommen. Bislang wurden diese gerne als 
Totschlagargument zur Mittelfreigabe trotz Haushaltssperre genutzt. Damit muss es jetzt vorbei sein! 
Bedanken möchte ich mich an dieser Stelle ganz herzlich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der Kämmerei, denen ich in den vergangenen Monaten sehr viel Mehrarbeit zugemutet habe. Alle 
haben bereitwillig mitgezogen. Vielen vielen Dank dafür! Ihr Einsatz war nicht selbstverständlich. 
Meine Damen und Herren, 
vor Ihnen steht eine Kämmerin, die seit 7 Monaten und 12 Tagen im Dienst dieser Stadt ist. Begonnen 
habe ich voller Euphorie, die allerdings mittlerweile reduziert ist. Vieles ist bei dieser Arbeit sehr 
frustrierend. Das ist Ihnen bei den obigen Ausführungen nicht verborgen geblieben. All denen, die jetzt 
ein hoffnungsvolles Flackern in den Pupillen haben, sei gesagt, ich habe noch lange nicht resigniert 
und ich werde nicht aufgeben. 
Ich habe Ihnen mit dieser Rede sehr viel abverlangt und manche Dinge schonungslos angesprochen. 
Diese Wahrheiten gefallen nicht allen. Und betroffen sind auch alle, irgendwie.... 
Nach meiner festen Überzeugung haben wir keine andere Wahl, als den aufgezeigten Weg zu gehen. 
Dieser Weg ist natürlich flankiert von Einzelmaßnahmen des kommenden 
Haushaltssicherungskonzeptes. Das aber können wir nur alle gemeinsam. Alleine kann ich hier gar 
nichts ausrichten. Ich bin kein Sparkommissar, sondern stoße an hierarchische, strukturelle, inhaltliche 
und rechtliche Grenzen.  
Spätestens bei der Einbringung des nächsten Haushaltes werde ich die heutige Situation mit der dann 
vorliegenden abgleichen und werde die Details besser einschätzen können. 
Ich hoffe inständig, es gibt dann viele Fortschritte zu verzeichnen. 
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit!“ 


